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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Peter Meyer, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thors-
ten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Nachtragshaushalt – und nun?  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zeitnah im 
Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes ihr 
Konzept vorzustellen, wie die durch den Nachtrags-
haushalt neu geschaffenen Stellen schnellstmöglich 
besetzt werden sollen.  

Dazu ist insbesondere zu berichten, 

─ wie die Besetzung dieser Stellen durch die Staats-
ministerien organisiert werden soll, 

─ wie sichergestellt wird, dass die Stellen schnellst-
möglich besetzt werden, 

─ wie ermittelt wurde, wie viele zusätzliche Stellen in 
welchem Ressort benötigt werden, 

─ wie viel Personal der Personalverwaltung wie 
lange beschäftigt sein wird, um die Ausschreibung 
und Besetzung der durch den Nachtragshaushalt 
geschaffenen Stellen zu organisieren, 

─ welche Projekte (z.B. Behördenverlagerung) aus 
diesem Grund verschoben werden müssen. 

Für den Bereich Polizei ist überdies zu berichten, 

─ wann die neu geschaffenen Stellen bei der Bereit-
schafts- und bei der Landespolizei tatsächlich be-
setzt werden, 

─ wie qualifizierte Bewerber gefunden werden sollen 
und ob die Einstellungsvoraussetzungen sinken 
werden, 

─ wo die Ausbildung stattfinden wird, 

─ wie viele Beamte zusätzlich für die Ausbildung der 
neuen Polizeidienstanwärter aus dem regulären 
Polizeidienst ganz oder teilweise abgezogen wer-
den müssen, 

─ wie diese Beamten ausgewählt werden, 

─ wann die neu geschaffenen Stellen bei der 
Schleierfahndung und beim Verfassungsschutz 
besetzt werden, 

─ ob und wenn ja, wo Beamte abgezogen werden, 
um diese Stellen zu besetzen und welche Auswir-
kungen dies an den bisherigen Dienststellen der 
Beamten hat, 

─ ob und wenn ja, wann die Bereitschaftspolizei 
durch die zusätzlichen Stellen entlastet wird, 

─ ob und wenn ja, wie durch die zusätzlichen Stellen 
auch dem Beförderungsstau bei der Bayerischen 
Polizei entgegengewirkt werden soll. 

Für den Bereich der Verwaltung in Zusammenhang 
mit der Betreuung, Versorgung und Unterbringung 
von Asylbewerber ist überdies zu berichten, 

─ bei welcher Behörde (Bezirksregierung, Landrats-
amt usw.) wie viele neue Stellen geschaffen wer-
den, wie diese Zahl ermittelt wurde und bei wel-
chen Stellen es sich um befristete Verträge bzw. 
kw-Stellen handelt, 

─ bei welcher Einrichtung wie viele neue Stellen 
geschaffen werden und wie diese Zahl ermittelt 
wurde, 

─ wann und durch wen diese Stellen jeweils besetzt 
werden, 

─ ob die räumlichen Voraussetzungen für diese 
Personalerhöhung gegeben sind und wenn (teil-
weise) nicht, wo, wie und wann diese geschaffen 
werden sollen, 

─ welche kurz- und langfristigen Perspektiven den 
neuen Beschäftigten geboten werden können, 

─ wann die Staatsregierung davon ausgeht, dass 
die neu geschaffenen Stellen tatsächlich so be-
setzt sein werden, dass eine konkrete Entlastung 
der aktuell angespannten Situation in der Allge-
meinen Inneren Verwaltung spürbar sein wird, 

─ wie sich die Stellenmehrung auf die Arbeit der 
ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer auswirken wird, 

─ wie bei der Personalbedarfsplanung die zusätzli-
che Aufgabe der Betreuung von Ehrenamtlichen 
berücksichtigt worden ist. 

Für den Bildungsbereich ist überdies zu berichten, 

─ wie viele der bewilligten 730 Planstellen an den 
Grund- und Mittelschulen sowie der 349 an beruf-
lichen Schulen unter den Bedingungen der Warte-
listensituation bereits am 1. Januar 2016 tatsäch-
lich besetzt werden können, 
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─ wie qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber mit 
einer Zweiten Staatsprüfung einer anderen Schul-
art rekrutiert werden sollen und welche Fächer-
kombinationen hier insbesondere eingestellt wer-
den sollen, 

─ unter welchen Bedingungen und welcher Zeit-
schiene diese Neueinstellungen, insbesondere für 
die Grund- und Mittelschulen während eines lau-
fenden Schuljahres weiterqualifiziert werden sol-
len, 

─ welche Perspektive im bayerischen Schulsystem 
diese eingestellten Lehrkräfte in den kommenden 
Jahren haben werden, 

─ ob und welche Möglichkeiten die neu eingestellten 
Lehrkräfte haben werden, in ihre ausgebildete 
Schulart zurückzukehren, 

─ ob geplant ist, Lehrkräfte in Teilzeit zu verpflich-
ten, ihr Stundendeputat aufzustocken und in wel-
cher Höhe dies ggfs. angedacht ist, 

─ wie die Einstellungssituation der Studienseminare 
der Referendarinnen und Referendare, die im 
Sommer die zweite Phase der Lehrerausbildung 
beenden werden, in die Planungen einbezogen 
werden, 

─ wie dafür gesorgt werden soll, dass die Neuein-
stellungen, aber ebenso Lehrkräfte im Schulsys-
tem die Zusatzqualifikation „Deutsch als Zweit-
sprache“ oder „Deutsch als Fremdsprache“ er-
werben können, 

─ ob andere Zukunftsaufgaben der Schulpolitik wie 
beispielsweise der Auf- und Ausbau von Ganz-
tagsschulen oder die Umsetzung der Inklusion 
nun verlangsamt werden. 

Für den Bereich Justiz ist überdies zu berichten, 

─ zu welchem Zeitpunkt das neue richterliche und 
nicht-richterliche Personal eingestellt werden soll, 

─ welches Gericht und welche Staatsanwaltschaft 
wie viele neue Beschäftigte zugewiesen bekommt 
und wie der Bedarf ermittelt wurde, 

─ ob die räumlichen Voraussetzungen für diese 
Personalerhöhung gegeben sind und wenn (teil-
weise) nicht, wo, wie und wann diese geschaffen 
werden sollen. 

 

 

Begründung: 

Durch den Nachtragshaushalt 2016 werden weit über 
2.000 neue Stellen geschaffen, insbesondere im Be-
reich der Polizei und inneren Sicherheit, der Lehrer, 
der Justiz und der Allgemeinen Inneren Verwaltung. 
Diese Stellenmehrung ist grundsätzlich sehr zu be-
grüßen, stellt jedoch in der Umsetzung eine große 
Herausforderung dar. Die Staatsregierung ist daher 
aufgefordert, die der Umsetzung dieser Stellenmeh-
rung zugrunde liegenden Planungen darzulegen und 
zu erklären, wann, wo und wie welche Stellen aus 
welchem Grund angesiedelt werden sollen. Nur so 
können sich die Betroffenen vor Ort auf die Neuerun-
gen rechtzeitig einstellen.  

 

 



Das ist der Ton des Landkreistages. Ich habe dessen
Resolution sogar hier.

Präsidentin Barbara Stamm: Nach der Geschäfts-
ordnung ist das, was Sie jetzt machen, eigentlich gar
nicht erlaubt.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): – Gut. -
Das ist der Ton des Bayerischen Landkreistages. Dies
ist ganz wichtig. Es handelt sich zwar um einen Ent-
wurf; dieser wird aber schon intensiv in den Gremien
diskutiert. Wir müssen rechtzeitig dagegen vorgehen.
Uns ist es zu wenig, dass Sie sagen, der Entwurf sei
spannend und werde von Ihnen mitgetragen, wir wür-
den unnötig Ängste schüren. Ich muss darüber la-
chen. Der Städtetag, der Landkreistag und kommuna-
le Abfallbetriebe sagen und kritisieren genau dies.
Schüren sie also auch Ängste? Schüren die Kommu-
nen auch Ängste? Das kann ich nicht begreifen, Herr
Hünnerkopf. Was Sie hier sagen, ist auch sachlich
falsch. Es besteht, wie gesagt, die Gefahr, dass die
Kommunen ihre Einflussmöglichkeit verlieren.

Ich bin seit 25 Jahren im Umweltausschuss des Kreis-
tages Miltenberg. In der nächsten Kreistagssitzung
am 17. Dezember steht dieses Thema auf der Tages-
ordnung. Am Schluss der Einladung steht: Wir bitten
Sie, die vom Bayerischen Landkreistag ausgearbeite-
te Resolution dem Kreistag vorzulegen und zuzustim-
men. Mit dieser Resolution sollen wir uns an unsere
Bundes- und Landtagsabgeordneten wenden. Das
werden wir im Landkreis Miltenberg am 17. Dezember
beschließen. Ich habe die Anregung schon aufgenom-
men. Deshalb haben wir heute diesen Antrag einge-
bracht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: War das jetzt ein An-
trag, oder was war das? Soll namentlich abgestimmt
werden, nachdem von der Bedeutung dieser Anträge
gesprochen wurde?

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Über unseren
ja!)

– Namentliche Abstimmung zu einem bedeutenden
Thema. Kolleginnen und Kollegen, da machen die
Schlussworte heute große Freude, kann ich nur
sagen.

Jetzt habe ich keine Wortmeldungen mehr. Dann un-
terbreche ich die Sitzung für 15 Minuten, weil ich
keine Freude habe, jetzt die Schlussworte zu spre-
chen. Ich unterbreche also für 15 Minuten und rufe
dann zur namentlichen Abstimmung auf.

(Unterbrechung von 13.31 bis 13.46 Uhr)

Ich bitte, die Plätze einzunehmen, damit ich in der Sit-
zung fortfahren kann. - Ich kann nur abstimmen las-
sen, wenn Sie alle Ihre Plätze wieder eingenommen
haben. 

Da wir die Anträge in der Abstimmung wieder trennen,
lasse ich zunächst über den Dringlichkeitsantrag der
FREIEN WÄHLER auf Drucksache 17/9375 abstim-
men. Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
will, den bitte ich um das Handzeichen. – FREIE
WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegen-
stimmen! – CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? –
SPD-Fraktion. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag
abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Dringlichkeitsantrag der SPD
auf Drucksache 17/9398 abstimmen. Wer diesem An-
trag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um
das Handzeichen. – SPD-Fraktion, Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzu-
zeigen. – CSU-Fraktion und FREIE WÄHLER. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Antrag
ebenfalls abgelehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung zum An-
trag der CSU auf Drucksache 17/9397. Die Urnen ste-
hen bereit. Ist das Hohe Haus mit einer Verkürzung
der Zeit auf drei Minuten einverstanden?

(Zurufe: Ja!)

Ich höre keinen Widerspruch. Ich bitte, nun die
Stimmkarten abzugeben.

(Namentliche Abstimmung von 13.47 bis
13.50 Uhr)

Die Zeit ist um. Ich beende die Abstimmung und bitte
darum, die Stimmkarten draußen auszuzählen. Das
Ergebnis geben wir noch bekannt. 

Jetzt möchte ich das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung zum Dringlichkeitsantrag der SPD betref-
fend "Salmonellen-Skandal: Rückhaltlose Aufklärung
und Durchsetzung des Verbraucherschutzrechts auch
in Bayern!", Drucksache 17/9374, bekannt geben. Mit
Ja haben 62 gestimmt. Mit Nein haben 88 gestimmt.
Es gab keine Stimmenthaltungen. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Kolleginnen und Kollegen, die Dringlichkeitsanträge
auf den Drucksachen 17/9376 bis 17/9380 und
17/9399 bis 17/9401 werden in die zuständigen feder-
führenden Ausschüsse verwiesen. Damit hat das
auch seine Richtigkeit.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/9378 

Nachtragshaushalt - und nun?  

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Peter Meyer 
Mitberichterstatter: Wolfgang Fackler 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 34. Sitzung am 16. Februar 2016 beraten und aufgrund 
des in der Sitzung mündlich gegebenen Berichts der Staatsre-
gierung  für e r l e d i g t  erklärt. 

Ingrid Heckner 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Während die Stimmen ausgezählt werden, rufe

ich zwischendrin Tagesordnungspunkt 9 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln

beraten werden (s. Anlage 3)

Ausgenommen von der Abstimmung ist die Nummer 8 der Anlage zur Tagesordnung.

Dies ist der SPD-Antrag betreffend "Ämter für ländliche Entwicklung stärken – Stär-

kung der gleichwertigen Lebensverhältnisse im Freistaat Bayern" auf Drucksa-

che 17/8988, der auf Antrag der SPD-Fraktion einzeln beraten werden soll. Der Aufruf

erfolgt am Ende der Tagesordnung.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle im Saal. Gegenstimmen? –

Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 9) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Feedbackkultur an bayerischen Schulen 
Drs. 17/8407, 17/10043 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

2. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Umfassende Bewertung der CO2-Emissionen in der bayerischen Energiestatistik 
nach Quellenbilanz und Verursacherbilanz 
Drs. 17/8645, 17/10118 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Mehr Lehrkräfte mit Migrationshintergrund  
Drs. 17/8687, 17/10042 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

4. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Asylsozialberatung sicherstellen 
Drs. 17/8696, 17/10054 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Akteursvielfalt im Strommarkt erhalten – Bürgerwindprojekte  
weiterhin ermöglichen 
Drs. 17/8759, 17/10117 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Mitnahmeeffekte bei Netzentgelt-Privilegien auf Kosten der Netzstabilität 
abschaffen 
Drs. 17/8880, 17/10119 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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7. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Kraft-Wärme-Kopplung als stabilen Pfeiler der Energiewende gestalten 
Drs. 17/8941, 17/10120 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Dr. Paul Wengert,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Ämter für ländliche Entwicklung stärken − Stärkung der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse im Freistaat Bayern 
Drs. 17/8988, 17/10048 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert abgestimmt. 

9. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner, Bernhard Seidenath, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. CSU 
Ergänzungsprüfungen nach § 32 Notfallsanitätergesetz (NotSanG) 
Drs. 17/9623, 17/10039 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Jürgen Mistol u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Evaluation der Änderung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 
Drs. 17/9831, 17/10037 (E) 
 
Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

Die SPD-Fraktion und die Fraktion der FREIEN WÄHLER haben gemäß  
§126 Abs. 3 BayLTGeschO beantragt, das Votum des mitberatenden 
Ausschusses für Gesundheit und Pflege der Abstimmung zugrunde zu 
legen. 
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11. Antrag der Abgeordneten Klaus Stöttner, Oliver Jörg, Klaus Steiner u.a. CSU 
Nutzung des Inseldoms auf Herrenchiemsee 
Drs. 17/8891, 17/9950 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen,  
Andreas Lotte u.a. SPD 
Angleichung der Eintrittspreise für Bayerische Schlösser und Museen 
Drs. 17/9531, 17/9957 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Mütze u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Steuerbetrug aufklären: Bericht über Cum-Ex-Geschäfte bayerischer Banken 
Drs. 17/9547, 17/9958 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Rosi Steinberger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Causa Bayern-Ei unverzüglich aufklären 
Drs. 17/9598, 17/9939 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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15. Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Harry Scheuenstuhl,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Salmonellenskandal: Endlich Aufklärung und Konsequenzen statt Verschleierung 
und Weitermachen wie bisher 
Drs. 17/9578, 17/9938 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

16. Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Angelika Weikert, 
Kathi Petersen u.a. SPD 
Alleinreisende Flüchtlingsfrauen als solche registrieren! 
Drs. 17/8720, 17/10056  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

17. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Nachtragshaushalt − und nun?  
Drs. 17/9378, 17/10001 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
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